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Satzung für den
Digitalrat der Landeshauptstadt München  
(Digitalratssatzung)

vom 08. August 2024

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 
BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24.07.2023 (GVBl. S. 385, 586), folgende Satzung:

§ 1
Aufgaben des Digitalrats

(1)		�Der Digitalrat bearbeitet in der Regel nach eigenem Ermes-
sen selbständig identifizierte Themen und Problemstellun-
gen. Dabei hat das Gremium das gesamte digitale Umfeld 
Münchens mit der Digitalisierungsstrategie im Blick und 
soll zu strategischen sowie zu operativen Themen und  
Herausforderungen Empfehlungen abgeben. Dabei kann es 
sich um konkrete Handlungsempfehlungen, um Stellung-
nahmen oder um Auskünfte handeln. Zusätzlich ist der  
Digitalrat Impulsgeber bei der Fortschreibung der städti-
schen Digitalisierungsstrategie.

(2)	�Der Digitalrat unterstützt ferner die Kommunikation zwi-
schen Stadtgesellschaft, Politik und Verwaltung bezüglich 
der Digitalisierung in der Landeshauptstadt München und 
ermöglicht eine öffentliche und fachliche Diskussion über 
Ziele und Kriterien der Digitalisierung innerhalb der Stadt-
gesellschaft.

§ 2
Zusammensetzung des Digitalrats

(1)		�Der Digitalrat besteht aus geborenen und gekorenen Mit-
gliedern.

(2)	�Geborenes Mitglied kraft Amtes ist die*der IT-Referent*in 
der Landeshauptstadt München in ihrer*seiner Rolle als 
Chief Digital Officer (CDO), bei Verhinderung deren*dessen 
Stellvertretung. Sie*er hat Antrags-, Rede- und Stimm-
recht.

(3)	�Die gekorenen Mitglieder des Digitalrats werden für einen 
Zeitraum von zwei Jahren berufen und besitzen Antrags-, 
Rede- sowie Stimmrecht. Sie müssen im Zeitpunkt der Be-
nennung das 15. Lebensjahr vollendet haben. Der Kreis 
der gekorenen Mitglieder setzt sich wie folgt zusammen:

1.	� aus dem Bereich  
Bürgerschaftliches Engagement		  zwei Personen;

2.	 aus dem Bereich E- und Open Government	 eine Person;

3.	 aus dem Bereich Inklusion		  eine Person;
 

sowie Errichten von 5 oberirdischen Stellplätzen 
Aktenzeichen: 6024-1.1-2022-4072-43 
Öffentliche Bekanntmachung 
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4.	 aus dem Bereich Kinder und Jugendliche		  eine Person;

5.	 aus dem Bereich Kultur	 zwei Personen;

6.	 aus dem Bereich LGBTIQ+	 eine Person;

7.	 aus dem Bereich Migration	 eine Person;

8.	 aus dem Bereich Senior*innen	 eine Person;

9.	 aus dem Bereich Wirtschaft und Handel	 zwei Personen;

10.	aus dem Bereich Wissenschaft und Lehre	 zwei Personen;

11.	aus dem Bereich Wohlfahrt und Soziales	 zwei Personen;

12.	�aus dem Bereich  
Arbeitnehmer*innenvertretung		  eine Person;

13.�	aus dem Bereich  
Arbeitgeber*innenvertretung		  eine Person.

(4)		�Der IT-Ausschuss entscheidet auf Vorschlag des IT-Refe-
rats über die Berufung der gekorenen Mitglieder des  
Digitalrats aus den in § 2 Abs. 4 genannten Bereichen.

§ 3
Vorsitz

Die*der IT-Referent*in der Landeshauptstadt München in ihrer* 
seiner Rolle als CDO, bei Verhinderung deren*dessen Stell
vertretung, leitet den Digitalrat und vertritt ihn nach außen.

§ 4
Geschäftsführung

(1)	� Die Geschäftsführung des Digitalrats obliegt der Ge-
schäftsstelle. Die Geschäftsstelle ist Teil der Verwaltung 
der Landeshauptstadt München und organisatorisch dem 
IT-Referat zugeordnet. Die Geschäftsstelle gewährleistet 
den ordnungsgemäßen Gang der Geschäfte des Digital-
rats.

(2)	� Die Geschäftsstelle unterstützt den Digitalrat, insbeson-
dere die*den Vorsitzende*n, bei der Erfüllung der Aufgaben 
und ist insbesondere für die Organisation der Sitzungen, 
den Versand der Einladungen, die Niederschrift der Sit-
zungen und deren Versendung sowie die Weiterleitung der 
Empfehlungen des Digitalrats verantwortlich.

(3)	� Mindestens ein*e Mitarbeiter*in der Geschäftsstelle ist  
bei allen Sitzungen des Digitalrats – öffentlich und nicht
öffentlich – anwesend.

(4)	 Der Digitalrat gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 5
Sitzungen und Beschlussfassung des Digitalrats

(1)	 Der Digitalrat tagt mindestens viermal pro Kalenderjahr.
 
(2)	� Die Einladung zu der jeweiligen Sitzung seitens der*des 

Vorsitzenden, der die Tagesordnung und die notwendigen 
Unterlagen beigefügt werden, geht den Mitgliedern des 
Digitalrats spätestens zwei Wochen vor dem jeweiligen 
Sitzungstermin zu.

(3)	� Jedes Mitglied des Digitalrats ist berechtigt, bei der*dem 
Vorsitzenden oder der Geschäftsstelle mindestens eine 
Woche vor dem Sitzungstermin die Aufnahme von Tages-
ordnungspunkten unter Beifügung von Erläuterungen an-
zumelden.

(4)	� Der Digitalrat kann auch während einer Sitzung im Falle 
der Dringlichkeit durch einfache Mehrheit beschließen, 
dass weitere Punkte auf die Tagesordnung gesetzt wer-
den. Die Dringlichkeit ist vor der Beschlussfassung zur 
Aufnahme besonders zu begründen.

(5)	� Beschlüsse des Digitalrats haben empfehlenden Charak-
ter.

(6)	� Der Digitalrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglie-
der des Digitalrats rechtzeitig geladen wurden und mehr 
als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder des Digi-
talrats anwesend sind. Wird der Digitalrat zum zweiten 
Mal deshalb zur Beschlussfassung über denselben Ge-
genstand zusammengerufen, weil er bei der ersten Einbe-
rufung nicht beschlussfähig war, so ist er ohne Rücksicht 
auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Bei der 
zweiten Einladung muss auf diese Bestimmung hingewie-
sen werden.

(7)	� Der Digitalrat beschließt in Sitzungen. Er fasst Beschlüsse 
mit einfacher Mehrheit, die Abstimmungen erfolgen offen. 
Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Stimm-
enthaltungen sind zulässig. Jedes Mitglied kann geheime 
Abstimmung verlangen. Hierüber ist mit einfacher Mehr-
heit zu beschließen.

(8)	� Beschlüsse dürfen auch mittels Video- oder Telefonkonfe-
renzen oder in hybrider Form gefasst werden. Ein An-
spruch auf Bereitstellung einer entsprechenden techni-
schen Einrichtung zur Durchführung einer Video- oder 
Telefonkonferenz sowie Einweisung in diese besteht nicht. 
Bei Video- und Telefonkonferenzen, die öffentlich erfol-
gen, kann die Öffentlichkeit dadurch hergestellt werden, 
dass die Teilnahme auf elektronischem oder sonstigem 
Weg ermöglicht wird.

(9)	� Beschlüsse dürfen auch im Umlaufverfahren gefasst wer-
den.

(10) �Die Beschlüsse des Digitalrats werden mit den Begrün-
dungen, einschließlich abweichender Positionen, dem  
IT-Ausschuss oder zuständigen Referent*innen sowie 
Digitalisierungsmanager*innen zur weiteren Veranlassung 
zugeleitet. Diese entscheiden in eigener Verantwortung 
über den weiteren Umgang mit den darin enthaltenen 
Empfehlungen. In jedem Fall unterrichten sie den entspre-
chenden Ausschuss und/oder die Vollversammlung über 
die Empfehlungen des Digitalrats. Anschließend werden 
die Empfehlungen auf muenchen.digital veröffentlicht,  
sofern und soweit ihre Geheimhaltung nicht durch Gesetz 
vorgeschrieben oder nach der Natur der Sache erforder-
lich ist.

(11)	�Der Digitalrat kann zur Vorbereitung seiner Beschlüsse 
themenbezogene Arbeitskreise einrichten. Das Nähere 
wird in der Geschäftsordnung geregelt.

 
(12)	�Expert*innen oder sonstige Dritte können auf Verlangen 

der*des Vorsitzenden oder durch Beschluss des Digital-
rats zur jeweils nächsten Sitzung oder durch Beschluss 
eines Arbeitskreises in einen Arbeitskreis als Gäste einge-
laden werden. Die Expert*innen oder sonstigen Dritten 
müssen über die Geschäftsstelle des Digitalrats eingela-
den werden.

(13)	�Die Sitzungen des Digitalrats sind vorbehaltlich der  
nachfolgend geregelten Ausnahmen öffentlich. Sie sind 
nichtöffentlich, soweit es die Rücksicht auf das öffentliche 
Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner erfordert. 
Über den Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nicht
öffentlicher Sitzung beraten und entschieden.
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§ 6
Ehrenamtliche Tätigkeit

(1)		�Die Tätigkeit der gekorenen Mitglieder im Digitalrat erfolgt 
ehrenamtlich.

(2)	�Die gekorenen Mitglieder des Digitalrats haben pro Kalen-
derquartal Anspruch auf Zahlung einer Entschädigung in 
Höhe eines Viertels des in § 3 Nr. 26a Satz 1 Einkommens-
steuergesetzes in der jeweils geltenden Fassung geregel-
ten Steuerfreibetrags, sofern das jeweilige Mitglied im  
betreffenden Quartal an mindestens einer Sitzung oder 
sonstigen Veranstaltung des Digitalrats teilgenommen hat.

(3)	�Die Auszahlung der Entschädigung nach vorstehendem 
Absatz 2 erfolgt einmal pro Kalenderjahr auf entsprechen-
den, formlosen Antrag hin.

§ 7
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 24.07.2024 beschlossen.

München, 8. August 2024		  I.V. Dominik Krause
		  2. Bürgermeister

Die Landeshauptstadt München – Mobilitätsreferat –  
erlässt folgende

I. Allgemeinverfügung:

1.	�Vom 21. September 2024 bis zum 06. Oktober 2024 wird 
das Aufstellen von mehrspurigen Fahrrädern (sog. Fahrrad-
Rikschas) zum Zweck des Anbietens von Personenbeförde-
rungsdienstleistungen in folgenden Straßen der Landes-
hauptstadt München untersagt:

–	� Bavariaring, zwischen Schwanthalerstraße und der Zufahrts-
kontrollstelle

–	 Esperantoplatz
–	� Kobellstraße, zwischen Esperantoplatz und Herzog- 

Heinrich-Straße
–	 Mozartstraße, zwischen Esperantoplatz und Goetheplatz
–	� Schubertstraße, zwischen Esperantoplatz und Kaiser- 

Ludwig-Platz
–	� Beethovenstraße, zwischen Bavariaring und Beethoven-

platz
–	� Rückertstraße, zwischen Bavariaring und Kaiser-Ludwig-

Platz
–	 Uhlandstraße, zwischen Bavariaring und Georg-Hirth-Platz
–	� Pettenkoferstraße, zwischen Bavariaring und Paul-Heyse-

Straße
–	� St.-Paul-Straße, zwischen Pettenkoferstraße und 

Schwanthalerstraße
–	 St.-Pauls-Platz 
–	� Hermann-Lingg-Straße, zwischen St.-Pauls-Platz und 

Schwanthalerstraße
–	� Martin-Greif-Straße, zwischen Schwanthalerstraße und 

Bayerstraße
–	� Schwanthalerstraße, zwischen Theresienhöhe und Paul-

Heyse-Straße
–	� Landwehrstraße, zwischen St.-Paul-Straße und Paul-Heyse-

Straße

Der genaue Umgriff des Bereiches ist der Anlage (Lageplan) 
zu entnehmen, die Bestandteil dieser Allgemeinverfügung ist.

2.	�Ausgenommen von diesem Verbot sind diejenigen Flächen 
innerhalb des in der Ziffer 1 genannten Bereichs, die aus-
drücklich das Aufstellen von Fahrrad-Rikschas durch ent-
sprechende Beschilderung und Markierung erlauben.

Die Standorte der erlaubten Bereiche sind der Anlage (Lage-
plan) zu entnehmen, die Bestandteil dieser Allgemeinverfü-
gung ist.

3.	�Die sofortige Vollziehung der Ziffern 1 und 2 dieser Allge-
meinverfügung wird angeordnet.

4.	Der Bescheid ergeht kostenfrei.

5.	�Diese Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach der ortsübli-
chen Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt München als 
bekannt gegeben.

II. Gründe:

1. Sachverhalt

Dem Mobilitätsreferat München, Straßenverkehrsbehörde, ist 
aus der Erfahrung der vergangenen Jahre bekannt, dass wäh-
rend des Oktoberfestes ortsansässige Gewerbetreibende in 
großer Zahl ihre Personenbeförderungsdienstleistungen im 
unmittelbaren Umfeld der Theresienwiese mittels sogenannter 
Fahrradtaxis, der Allgemeinheit auch unter der Bezeichnung 
„Fahrrad-Rikscha“ bekannt, anbieten. Auswärtige Gewerbe-
treibende verbringen ihre Fahrradtaxis eigens für die Zeit des 
Oktoberfestes nach München, um diese insbesondere zur Be-
förderung der Oktoberfestbesucher*innen einzusetzen.
Fahrradtaxis bzw. „Fahrrad-Rikscha“, sind mehrspurige, in 
der Regel drei- oder vierrädrige Fahrzeuge, die zum Transport 
von Personen bestimmt und geeignet sind. Im Gegensatz zur 
traditionellen Rikscha wird die Fahrrad-Rikscha nicht vom 
Fahrer gezogen, sondern durch Betätigung der installierten 
Pedaleinrichtung vorangetrieben. Bei der Personenbeförde-
rung sitzt der Fahrer teils vor seinen Fahrgästen, teils aber 
auch hinter diesen. Die Rikschas werden in der Regel an stark 
frequentierten Örtlichkeiten aufgestellt, um auf diese Art einen 
möglichst großen Kundenkreis ansprechen zu können. Daher 
bieten die Gewerbetreibenden ihre Dienstleistungen während 
des Oktoberfestes im Wesentlichen an den Grenzen des Mitt-
leren Sperrrings im Umkreis der Theresienwiese an. In diesem 
Bereich sind während der Veranstaltungstage die größten Be-
sucherströme anzutreffen. Die Rikscha-Fahrer*innen stellten 
ihre Fahrzeuge im gegenständlichen Bereich bisher zumeist 
direkt vor den Durchgängen des Mittleren Sperrrings auf der 
Fahrbahn ab. Zu beobachten war ferner, dass die Rikscha-
Fahrer*innen regelmäßig auch Geh- und Radwege als Fahr-
zeugabstellfläche nutzten. Zudem haben sich Rikscha-
Fahrer*innen nicht nur einzeln in den Straßen rund um die 
Theresienwiese abgestellt, sondern an einzelnen Örtlichkeiten 
auch im Verbund in größeren Mengen. Zeitweise waren mehr 
als 30 Rikschas an einzelnen Stellen in unmittelbarer Nähe zu-
einander aufgestellt und stellten somit gewissermaßen eine 
„Sperrwand“ für die anderen Verkehrsteilnehmer*innen dar. 
Diese gehäufte Ansammlung von Fahrrad-Rikschas verur-
sachte Rückstauungen im Fußgängerverkehr und dadurch be-
dingt unkontrollierte Ausweichmanöver der Fußgänger*innen 
sowie Blockaden von Rettungswegen.

Aufgrund der regelmäßig hohen Besucherzahl des Oktober-
fest, einhergehend mit erfahrungsgemäß erheblichen Alkohol-
konsum und der wie beschrieben großen Zahl an Rikscha-
Fahrer*innen, stellt das ungeordnete Abstellen der Fahrrad- 
Rikschas eine Gefährdung für die anwesenden Personen und 
die Arbeit der Rettungskräfte dar.
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Dem wurde entgegengewirkt durch Ausweisung von Stellflä-
chen, die mit den Rikscha-Betreiber*innen abgesprochen wa-
ren. Diese Stellplätze waren zwar verkehrsrechtlich angeord-
net, wurden jedoch mangels einer gesetzlichen oder einer 
durch einen besonderen Rechtsakt begründeten Verpflich-
tung der Rikscha-Fahrer*innen, ihre Leistung ausschließlich in 
diesen Stellflächen anzubieten, überwiegend nicht genutzt.

Das Polizeipräsidium München teilte mit Schreiben vom 
05.07.2024 dem Mobilitätsreferat der Landeshauptstadt Mün-
chen folgende Gefahreneinschätzung mit:

„Aufgrund der Gefährdungslage zum Oktoberfest im Jahr 
2009 wurde der Sicherheitssperrring rund um das Wiesn-Areal 
eingerichtet. Im Gesamtkonzept sind auch die Rettungswege 
vom und zum Oktoberfestgelände enthalten. Diese Wege sind 
im Nord- und Ostbereich weitgehend identisch mit den durch 
die Besucher höchstfrequentierten Fußwegen. 

Die Rikschafahrer bieten erfahrungsgemäß ihre Dienstleistung 
dort an, wo die meisten Fahrgäste zu erwarten sind. Dies ge-
schah in der Vergangenheit vor allem im Bereich Brausebad 
und Esperantoplatz. Da diese Örtlichkeiten jedoch innerhalb 
des mittleren Sperrringes liegen und dieser von Rikschas 
nicht befahren werden darf, wurden den Rikschabetreibern 
Standplätze in unmittelbarer Nähe angeboten. Es handelt sich 
hierbei um Flächen in der Schubertstraße, Kobellstraße,  
Pettenkoferstraße, St.-Pauls-Platz sowie drei in der Martin-
Greif-Straße / Schwanthalerstraße / Bavariaring. 

Diese Örtlichkeiten erfüllen nach Auffassung des PP München 
das Bedürfnis der Rikschafahrer, da sie sich zum einen nahe 
am Sperrring befinden und zum anderen an den Hauptfuß-
gängerstraßen liegen. 

Die Anzahl der Rikschas aus dem gesamten Bundesgebiet 
befindet sich schon seit Jahren auf konstant hohem Niveau. 
Die Zahl der Anbieter ist nach polizeilicher Einschätzung im-
mer noch größer als das Ausmaß der Kundennachfrage, was 
zu einem entsprechenden Konkurrenzkampf der Rikschafah-
rer untereinander führt. Einige Rikschafahrer missachten die 
Vorgaben nach wie vor und versuchen immer wieder in den 
Bereich des Sperrrings einzufahren, um dort schon vor den 
Konkurrenten Fahrgäste „abzufangen“. Insgesamt zeigte sich 
in den Jahren seit Bestehen der Allgemeinverfügung diesbe-
züglich eine Verbesserung.

Die Erfahrungen der vergangenen Jahre zeigten, dass insbe-
sondere der Bereich Bavariaring, südlich der Schwanthalerstra-
ße, durch Rikschafahrer stark frequentiert ist. Die dortige Kont-
rollstelle wäre ohne Regulierung für die Rikschafahrer durch 
Berechtigte häufig nur unter größten Schwierigkeiten passierbar 
und der eigentliche Sinn des Rettungsweges würde konterka-
riert werden. Der damals geschaffene Standplatz am Bavaria-
ring sorgte mittlerweile an dieser Örtlichkeit für Entspannung. 

In der Vergangenheit zeigten sich die Rikschafahrer gegen-
über polizeilichen Bitten und Hinweisen, aber auch gegenüber 
Anordnungen oder Maßnahmen wie Platzverweisen grund-
sätzlich unkooperativ. Dies führte wiederholt zu Konflikten un-
ter den Rikschafahrern, wie auch mit Polizeibeamten. 

Der Hauptstrom der Besucher betritt / verlässt die Wiesn an 
der Nord- und Ostseite. Hier stehen die Rikschas auch mitten 
zwischen den Fußgängermassen, da diese Örtlichkeiten die 
größten Anwerbungspotenziale bieten. 

Es handelt sich hierbei – außerhalb des ohnehin nicht zu be-
fahrenden Sperrrings – um folgende Straßen: 

– �Bavariaring, zwischen Schwanthalerstraße und der Zufahrts-
kontrollstelle 

– �Esperantoplatz 
– �Kobellstraße, zwischen Esperantoplatz und Herzog-Heinrich-

Straße 
– �Mozartstraße, zwischen Esperantoplatz und Goetheplatz 
– �Schubertstraße, zwischen Esperantoplatz und Kaiser-Lud-

wig-Platz 
– �Beethovenstraße, zwischen Bavariaring und Beethovenplatz 
– �Rückertstraße, zwischen Bavariaring und Kaiser-Ludwig-

Platz 
– �Uhlandstraße, zwischen Bavariaring und Georg-Hirth-Platz 
– �Pettenkoferstraße, zwischen Bavariaring und Paul-Heyse-

Straße 
– �St.-Paul-Straße, zwischen Pettenkoferstraße und 

Schwanthalerstraße 
– �St.-Pauls-Platz 
– �Hermann-Lingg-Straße, zwischen St.-Pauls-Platz und 

Schwanthalerstraße 
– �Martin-Greif-Straße, zwischen Schwanthalerstraße und  

Bayerstraße 
– �Schwanthalerstraße, zwischen Theresienhöhe und Paul-

Heyse-Straße 
– �Landwehrstraße, zwischen St.-Paul-Straße und Paul-Heyse-

Straße 

In vorgenannten Straßen sind die Besucherströme am dich-
testen und die „wilde“ Bereitstellung der Rikschas stellt die 
größte Behinderung bzw. Gefährdung insbesondere für Fuß-
gänger und den berechtigten Fahrzeugverkehr dar. 

Zusätzlich sind die Mozartstraße, die Beethovenstraße und die 
St.-Paul-Straße als Rettungswege zu den Innenstadt-Kliniken 
definiert. Diese Straßen müssen vollständig freigehalten wer-
den.

Die in der Vergangenheit festgestellte Zahl der Rikschas an 
den genannten Orten, gepaart mit teils rücksichtslosem Ver-
halten bei der Aufstellung oder der Gewinnung von Kunden, 
stellt ein nicht hinnehmbares Maß der Beeinträchtigung der 
Verkehrssicherheit bzw. öffentlichen Sicherheit dar. 

Aus Sicht des Polizeipräsidiums ist es dringend geboten, die 
Aufstellung von Rikschas in den vorgenannten Bereichen 
auch weiterhin zu untersagen bzw. zu reglementieren.“

Das Mobilitätsreferat hat die Gefahreneinschätzung des Poli-
zeipräsidiums München sorgfältig geprüft, befindet die Argu-
mentation für schlüssig und bestätigt sowohl die festgestell-
ten Tatsachen als auch die Einschätzung hinsichtlich der 
hierdurch entstehenden Gefahren für die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung.

Auch nach Ansicht des Mobilitätsreferates entstehen durch 
die auf Fahrbahnen, Geh- und Radwegen abgestellten Fahr-
rad-Rikschas erhebliche Gefahrsituationen für andere 
Verkehrsteilnehmer*innen. Dies vor allem deshalb, weil die 
Rikschas im gegenständlichen Bereich behindernd bewegt 
bzw. abgestellt werden, um möglichst viele Kund*innen anzu-
werben. 

Die Sicherheitsbehörden kommen somit übereinstimmend zu 
dem Ergebnis, dass durch das Anbieten der Personenbeför-
derungsdienstleistung die allgemeinen Verkehrsteilnehmer*in
nen in einer gefährdenden Weise abgelenkt oder belästigt 
werden und sicherheitsrelevante Vorschriften sowie Sicher-
heitskonzepte nicht mehr hinreichend eingehalten bezie-
hungsweise umgesetzt werden können.

Der beschriebenen Gefährdung kann nur dadurch effektiv 
entgegengewirkt werden, dass in den oben aufgeführten Be-
reichen ein grundsätzliches Rikscha-Abstellverbot ausges
prochen und innerhalb dieser Verkehrsflächen bestimmte Be-
reiche festgelegt und abgegrenzt werden, an denen die 
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Gewerbetreibenden weiterhin ihre Dienstleistung der Personen-
beförderung anbieten dürfen.

2. Rechtliche Würdigung
a) Zuständigkeit
Die sachliche und örtliche Zuständigkeit der Landeshaupt-
stadt München, Mobilitätsreferat, ergibt sich aus Art. 6 und 7 
des Bayerischen Landesstraf- und Verordnungsgesetzes 
(LStVG), § 44 Abs. 1 Satz 1 der Straßenverkehrs-Ordnung 
(StVO) in Verbindung mit Art. 2 Satz 1 Nr. 2 und Art. 4 Abs. 1 
des Gesetzes über Zuständigkeiten im Verkehrswesen  
(ZustGVerk) und Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 des Bayerischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG).

b) zu Ziffer I 1 und I 2
Die Allgemeinverfügung findet ihre Rechtsgrundlage in Art. 7 
Abs. 2 Nr. 1 und 3 LStVG i.V.m. § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 StVO 
i.V.m. § 49 Abs. 1 Nr. 28 StVO. Spezialgesetzliche Befugnis-
normen stehen der Sicherheitsbehörde hier nicht zur Verfü-
gung. Insbesondere kann die Sicherheitsbehörde nicht auf  
§ 45 Abs. 1 Satz 1 StVO zurückgreifen. Aus Gründen der  
Sicherheit und Ordnung des Verkehres dürfen die Straßenver-
kehrsbehörden den Verkehr nur durch Verkehrszeichen oder 
Verkehrseinrichtungen beschränken, verbieten oder umleiten. 
Vorliegend sind keine Verkehrszeichen bzw. Verkehrseinrich-
tungen im Sinne der §§ 39 ff. StVO ersichtlich, die geeignet 
sind, die konkrete Verkehrsgefährdung zu verhüten bzw. zu 
unterbinden.

Art. 7 Abs. 2 Nr. 1 LStVG:

Gemäß Art. 7 Abs. 2 Nr. 1 LStVG kann die Landeshauptstadt 
München als Sicherheitsbehörde (Art. 6 LStVG) zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben für den Einzelfall Anordnungen treffen, um 
rechtswidrige Taten, die den Tatbestand eines Strafgesetzes 
oder einer Ordnungswidrigkeit verwirklichen, oder verfas-
sungsfeindliche Handlungen zu verhüten oder zu unterbinden. 
Bei der Verhütung rechtswidriger Taten muss die zu verhüten-
de Handlung konkret drohen, denn Regelvoraussetzung si-
cherheitsbehördlicher oder polizeilicher Eingriffsmaßnahmen 
zur Abwehr von Gefahren ist die konkrete Gefahr. Eine kon-
krete Gefahr in diesem Sinn liegt vor, wenn aufgrund objekti-
ver Tatsachen mit dem Schadenseintritt für die öffentliche Si-
cherheit oder Ordnung in dem konkreten Einzelfall in 
überschaubarer Zukunft gerechnet werden muss. Maßgebli-
ches Kriterium zur Feststellung einer konkreten Gefahr ist da-
nach die hinreichende Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts. An die Wahrscheinlichkeit des Eintritts des Schadens 
sind umso geringere Anforderungen zu stellen, je größer der 
zu erwartende Schaden ist. Die an das Vorliegen der Gefahr 
zu stellenden Anforderungen hängen somit von der Wertigkeit 
des betroffenen Rechtsgutes ab. Maßgeblicher Zeitpunkt für 
die Feststellung der Gefahr ist die Behördenentscheidung.

Unterbunden wird eine Rechtsgutsverletzung dann, wenn sie 
bereits begonnen, aber noch nicht abgeschlossen wurde. In-
sofern sind auch Ordnungswidrigkeiten einschlägig, die zwar 
vollendet, aber noch nicht beendet wurden.

Vorliegend erfüllt das in der Vergangenheit während des Ok-
toberfestes festgestellte Verhalten der Gewerbetreibenden in 
Form des Anbietens der Personenbeförderung den Tatbe-
stand des § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 StVO.

Gemäß § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 StVO ist das Anbieten von 
Waren und Leistungen aller Art auf der Straße verboten, wenn 
dadurch am Verkehr Teilnehmende in einer den Verkehr ge-
fährdenden oder erschwerenden Weise abgelenkt oder beläs-
tigt werden können. Dieses allgemeine Verbot, das mit Art. 12 
des Grundgesetzes (GG) vereinbar ist, greift nach dem Wort-
laut der Vorschrift bereits dann, wenn eine abstrakte Verkehrs-
gefährdung besteht. Maßgeblich ist also, ob im konkreten Fall 

eine hinreichende Wahrscheinlichkeit für die Gefährdung der 
Schutzgüter vorliegt. Da die Sicherheit des Verkehrs dem 
Schutz der Rechtsgüter Leib und Leben zu dienen bestimmt 
ist, muss und darf letztlich an das Vorliegen ihrer Gefährdung 
kein hoher Anspruch gestellt werden.

Ausgehend von diesen Grundsätzen ist vorliegend unter Be-
rücksichtigung der konkreten Einzelfallumstände eine ernst-
hafte Beeinträchtigungsgefahr im Sinne des § 33 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 2 StVO gegeben.

Dazu im Einzelnen:
Die unmittelbar an die Theresienwiese angrenzenden Berei-
che der Ludwigsvorstadt sind während des Oktoberfestes  
geprägt durch eine intensive Straßennutzung verschiedener 
Verkehre (Fußgängerverkehr von den umliegenden Schnell-
bahnhöfen bzw. dem Hauptbahnhof zur Festwiese und zu-
rück; Fußgängerverkehr aus den angrenzenden Stadtvierteln 
und den entfernt liegenden Parkmöglichkeiten; Radverkehr; 
Bus- und Taxiverkehr; Anlieferverkehr für die Gewerbetreiben-
den auf dem Oktoberfestgelände etc.), wobei der Fußgänge-
ranteil insbesondere wegen des Charakters des Festes sowie 
aufgrund fehlender Parkmöglichkeiten überwiegt. In Anbe-
tracht dieser Umstände liegt bereits ohne den Rikscha-Be-
trieb eine angespannte Ausgangssituation vor, die nur durch 
ständige Vorsicht und gegenseitige Rücksichtnahme der 
Verkehrsteilnehmer*innen zu bewältigen ist. Durch den in der 
Vergangenheit festgestellten massiven Rikscha-Betrieb hat 
sich die Gesamtsituation zu Lasten der allgemeinen Verkehrs-
sicherheit drastisch verschärft. Durch das Aufstellen der Rik-
schas außerhalb gekennzeichneter Flächen in behindernder 
Weise und durch das permanente „Kreisen“ der Rikschas im 
Straßenbereich zum Zweck der Kundengewinnung entstehen 
problematische Engpässe, die zu massiven Verkehrsgefähr-
dungen und Behinderungen des Verkehrs, insbesondere des 
Fußgänger- und Radverkehrs, führen.

So können Fußgänger*innen beispielsweise bei Straßenüber-
querungen den sicheren Gehweg aufgrund der aufgestellten 
Rikschas erst unter Bewältigung eines gewissen Umweges 
über den Straßenbereich erreichen. Ein direktes Überqueren 
der Fahrbahn ist nicht möglich. Die dicht aneinander gereihten 
Rikschas verhindern des Weiteren ein schnelles, direktes und 
ungefährdetes Fortkommen der Fußgängerströme. Die Rik-
schas sind in der Regel so platziert, dass Fußgänger*innen 
die durch die Fahrrad-Rikschas belegte Fläche nicht direkt 
durchqueren können und ihre ursprüngliche Route ändern 
müssen. Fußgänger*innen werden somit gezwungen, auf die 
Fahrbahn auszuweichen. Bei einem solchen Verhalten drohen 
Kollisionen mit dem Rad- und Kraftfahrzeugverkehr. Die Rik-
scha-Fahrer*innen sind bestrebt, durch lukrative Standorte 
bestmöglich auf ihre Dienstleistungen hinzuweisen. Dabei 
werden Behinderungen des Straßenverkehrs billigend in Kauf 
genommen. Da es gerade das Ziel der Rikscha-Betreiber*in
nen ist, in einem Gespräch möglichst viele Passant*innen  
zur Inanspruchnahme ihrer Dienstleistungen zu überzeugen, 
verursachen sie somit durch die Anbahnungsgespräche ge-
fahrenträchtige Rückstauungen im Fußgängerbereich. Die  
gegenständliche Gewerbetätigkeit bringt es mit sich, dass  
die Rikscha-Fahrer*innen jeweils längere Zeit ihr Fahrzeug  
auf öffentlicher Verkehrsfläche abstellen und auf Kund*innen  
warten. Die während des Oktoberfestes anzutreffenden  
Menschenansammlungen und Verkehrsströme können aber 
nur sicher gelenkt und geführt werden, wenn keine Hindernis-
se und Engstellen im Streckenverlauf vorhanden sind. Bei 
Großereignissen können schon kleinere Behinderungen  
des Straßenverkehrs massive Gefährdungen nach sich zie- 
hen. 

Berücksichtigung muss in diesem Zusammenhang insbeson-
dere die Tatsache finden, dass die in der Umgebung des  
Oktoberfestes zahlreich anzutreffenden alkoholisierten Fuß
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gänger*innen nicht immer mit der gebotenen Sorgfalt auf den 
Straßenverkehr achten.

Dort, wo die Rikschas im Bereich der Fahrbahn platziert wer-
den, müssen Rad- und Kraftfahrer*innen dem Hindernis in  
einer den Verkehr gefährdenden Weise ausweichen oder war-
ten, bis diese den Weg freigemacht haben. Insbesondere auf 
den ausgewiesenen Rettungswegen sind Verzögerungen und 
Behinderungen, die durch blockierende Fahrrad-Rikschas 
entstehen, nicht hinnehmbar. Die Zufahrtswege zum Festge-
lände sind aufgrund des hohen Verkehrsaufkommens bereits 
hinreichend stark belastet. Die Straßenverkehrsbehörde hat 
im Rahmen des Oktoberfestes dafür Sorge zu tragen, dass 
ausgewiesene Rettungswege im Falle eines Schadenseintritts 
jederzeit durch Einsatzfahrzeuge sicher und schnell befahrbar 
sind. Insofern liegt durch das Anbieten der Personenbeförde-
rungsdienstleistung eine nicht mehr hinnehmbare Situation 
vor, durch die Verkehrsteilnehmer*innen im Sinne des § 33 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 StVO in einer den Verkehr gefährdenden 
oder erschwerenden Weise abgelenkt oder belästigt werden 
können. Die Betrachtung der Gesamtsituation vor Ort hat ge-
zeigt, dass die Fahrrad-Rikschas während des Oktoberfestes 
nicht nur vereinzelt in den Straßen rund um die Theresienwie-
se abgestellt werden, sondern an einzelnen Örtlichkeiten im 
Verbund und in großen Mengen. Zeitweise sind mehr als 30 
Rikschas an einzelnen Stellen feststellbar, die in unmittelbarer 
Nähe zueinander aufgestellt werden und gewissermaßen eine 
„Sperrwand“ darstellen. Insbesondere dieser in den letzten 
Jahren zunehmenden Massierung muss aus Sicht der Sicher-
heitsbehörden (Polizei und Mobilitätsreferat) begegnet werden. 
Das in den letzten Jahren während des Oktoberfestes fest
gestellte Verhalten der Gewerbetreibenden stellt daher einen 
Verstoß gegen § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 StVO und damit
gemäß § 49 Abs. 1 Nr. 28 StVO i.V.m. § 24 Abs. 1 Satz 1 des 
Straßenverkehrsgesetzes (StVG) eine Ordnungswidrigkeit dar, 
deren Verwirklichung i.S.d. Art. 7 Abs. 2 Nr. 1 LStVG mit hin-
reichender Wahrscheinlichkeit droht.

Ein Dulden des ungeregelten Rikscha-Betriebes ist während 
des Oktoberfestes nach alledem in den genannten Bereichen 
nicht tolerierbar; vielmehr ist eine Entspannung der Verkehrs-
situation erforderlich, die durch die verfügten Maßnahmen 
(Ziffer 1 und 2 des Bescheidtenors) umzusetzen und beizube-
halten ist.

Nach Art. 8 LStVG hat die Sicherheitsbehörde den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit zu beachten. Eine Maßnahme ist 
demnach verhältnismäßig, wenn sie geeignet, erforderlich und 
angemessen ist. Es darf also keine andere, weniger ein-
schneidende Möglichkeit geben, einen vergleichbaren Schutz 
zu gewährleisten. Ebenfalls darf die Maßnahme nicht „über 
das Ziel hinausschießen“, also einen überzogenen und nicht 
verhältnismäßigen Schutz anstreben.

Das Mobilitätsreferat ist vorliegend nach Abwägung sämtli-
cher Interessen zu dem Ergebnis gelangt, dass die verfügten 
Maßnahmen nach Ziffer 1 und 2 dieser Allgemeinverfügung 
den genannten Anforderungen hinreichend Rechnung tragen 
und gleichzeitig geboten sind, um die Verkehrssicherheit zu 
Gunsten der Allgemeinheit wiederherzustellen.

Die Maßnahmen sind zunächst geeignet, den verfolgten 
Zweck (hier die Beseitigung der konkreten Verkehrsgefähr-
dung) zu erreichen. Durch die Verlagerung und Ordnung der 
Abstellmöglichkeit der Rikschas wird die angespannte Ver-
kehrssituation insbesondere in den unmittelbaren Zugangs- 
bzw. Zufahrtsbereichen in den mittleren Sperrring rund um die 
Theresienwiese und den Rettungswegen zu den Innenstadt-
Kliniken erheblich entlastet. Die in Ziffer 1 und 2 des Bescheid-
tenors angeordneten Maßnahmen sind ferner nicht durch ein 
milderes, gleich wirksames Mittel erreichbar. Im Übrigen wie-
gen die schützenswerten Interessen der Gewerbetreibenden 

nur gering und treten in ihrem Gewicht hinter dem Interesse 
der (Verkehrs-)Sicherheit zurück. Durch diese Allgemeinverfü-
gung wird das Anbieten von Personenbeförderungsdienstleis-
tungen insbesondere nicht vollständig untersagt. Gemäß Zif-
fer 1 dieser Allgemeinverfügung ist das Anbieten der 
Beförderungsdienstleistung nur während des Oktoberfestes 
verboten. Wegen der zahlreichen Tourist*innen, die vom Okto-
berfest angezogen werden, und des allgemeinen hohen Besu-
cheraufkommens kann hier jedoch unterstellt werden, dass 
die Gewerbetreibenden ihre Dienstleistungen an jedem Tag 
des Oktoberfestes – auch bei schlechterem Wetter – anbieten.
Das ausgesprochene Verbot ist ferner räumlich beschränkt. 
Es sind lediglich die Hauptzugangs- und Zufahrtsbereiche 
entlang des mittleren Sperrringes rund um die Theresienwiese 
und die Rettungswege zu den Innenstadt-Kliniken betroffen. 
Das Einbeziehen der genannten Straßen ist allerdings erfor-
derlich, um eine Verlagerung der unkontrollierten Aufstellung 
der Fahrrad-Rikschas in die Einmündungen der angrenzenden 
Straßen und damit eine Verlagerung der Verkehrsprobleme an 
bestimmte Randbereiche der Hauptfußgängerströme zu ver-
meiden. Den Gewerbetreibenden bleibt es ferner unbenom-
men, in den unter Ziffer 2 dieser Verfügung genannten Berei-
chen ihre Dienstleistungen weiterhin anzubieten. Durch 
Verkehrszeichen und Markierungen sind mehrere, in unmittel-
barer Nachbarschaft der Hauptfußgängerströme gelegene 
Bereiche ausgewiesen worden, in denen die Betreiber*innen 
der Fahrrad-Rikschas ihre Leistungen anbieten können, ohne 
andere Verkehrsteilnehmer*innen zu behindern oder zu beläs-
tigen. Die Interessen der Gewerbetreibenden können mithin 
durch diese Maßnahme in verhältnismäßigem Umfang ge-
wahrt werden.

Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 LStVG:

Nach Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 LStVG können die Sicherheitsbehör-
den Anordnungen für den Einzelfall treffen, um Gefahren ab-
zuwehren, die das Leben oder die Gesundheit von Menschen 
bedrohen.

Diese Voraussetzungen sind vorliegend gegeben. Die Ver-
kehrsbehörde kann aufgrund des festgestellten Verhaltens der 
Gewerbetreibenden rechtsfehlerfrei davon ausgehen, dass im 
vorliegenden Fall die konkrete Gefahr besteht, dass zukünftig 
Verkehrsteilnehmer*innen durch das Abstellen der Fahrrad-
Rikschas und Anbieten der Personenbeförderungsdienstleis-
tung gefährdet werden. Eine solche Gefahr besteht nämlich – 
wie im Falle des Art. 7 Abs. 2 Nr. 1 1. Alt. LStVG – dann, wenn 
im Einzelfall in überschaubarer Zukunft mit dem Schadensein-
tritt hinreichend wahrscheinlich gerechnet werden kann. Hier-
bei sind an die Wahrscheinlichkeit des Eintritts des Schadens 
umso geringere Anforderungen zu stellen, je größer der zu er-
wartende Schaden ist. Aufgrund der in der Vergangenheit ge-
machten Erfahrungen im Zusammenhang mit dem Rikscha-
Betrieb ist der Eintritt eines Personenschadens hier aufgrund 
der beschriebenen Umstände mit hinreichender Wahrschein-
lichkeit zu erwarten, weshalb in Bezug auf die betroffenen 
Verkehrsteilnehmer*innen die Rechtsgüter Leben und Gesund-
heit akut bedroht sind.

c) zu Ziffer I 3

Art. 7 Abs. 2 LStVG gehört zu den Vorschriften, bei denen zur 
Abwehr von Gefahren für wichtige Gemeinschaftsgüter, näm-
lich die öffentliche Sicherheit und Ordnung, das besondere 
Vollzugsinteresse nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO mit 
dem Interesse am Erlass des Verwaltungsaktes zusammen-
fällt und sich die Abwägung zwischen den beteiligten Interes-
sen im Wesentlichen auf die Prüfung beschränkt, ob nicht 
ausnahmsweise in Ansehung der besonderen Umstände des 
Falles die sofortige Vollziehung weniger dringlich ist als im 
Normalfall.
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Die sofortige Vollziehung der Nummer 1 und 2 dieser Verfü-
gung wurde vorliegend nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO 
im öffentlichen Interesse angeordnet. Das unzulässige und 
nicht durch Ausnahmegenehmigung (vgl. § 46 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 9 StVO) legitimierte Anbieten von Personenbeförderungs-
dienstleistungen mittels Fahrrad-Rikschas liegt in einem be-
sonders stark frequentierten Verkehrsbereich und beeinträch-
tigt die Verkehrssicherheit daher in einem besonders großen 
Maße. Insofern liegt eine das allgemeine Risiko erheblich 
überschreitende Gefahrenlage vor. Das besondere öffentliche 
Interesse an der sofortigen Vollziehung ergibt sich hier insbe-
sondere aus der dringenden Notwendigkeit, Gefahren für Leib 
und Leben abzuwenden sowie rechtswidrige Taten, die den 
Tatbestand einer Ordnungswidrigkeit (hier § 33 Abs.1 Satz 1 
Nr. 2 StVO) verwirklichen, mit sofortiger Wirkung zu unterbin-
den. Würde man dem Interesse an der aufschiebenden Wir-
kung gegenüber dem geschilderten öffentlichen Interesse am 
Sofortvollzug den Vorrang einräumen, nähme man die Gefähr-
dung von wichtigen Rechtsgütern wie Leben, Gesundheit etc. 
bis zur Rechtskraft einer verwaltungsgerichtlichen Entschei-
dung in Kauf, was aufgrund der obigen Schilderung nicht hin-
genommen werden kann.
Die gehäufte Ansammlung von Fahrrad-Rikschas verursacht 
Rückstauungen im Fußgängerverkehr bzw. unkontrollierte 
Ausweichmanöver, so dass eine hinreichend hohe Wahrschein-
lichkeit in Bezug auf den Eintritt von Unfällen mit Personen-
schäden vorliegt. Fußgänger*innen sind genötigt, die Fahr-
bahn länger bzw. häufiger als im Normalfall zu betreten. In 
dieser Situation kann es zu gefährlichen Kollisionen mit dem 
Rad- und Kraftfahrzeugverkehr kommen. Außerdem werden 
Rettungswege blockiert, wodurch Verzögerungen beim Ein-
satz von Polizei- und Rettungsfahrzeugen entstehen können. 
Bei Vorliegen solcher Umstände liegt es auf der Hand, dass 
die Duldung des Rikscha-Betriebes in ungeregelter Form zu 
erheblichen Gefahren für Leben, Gesundheit und Eigentum 
anderer Verkehrsteilnehmer*innen führt und dass der Rikscha- 
Betrieb im gegenständlichen Bereich zur Vermeidung der von 
ihm ausgehenden akuten Gefahr durch die Anordnung des 
Sofortvollzuges zu unterbinden ist

d) zu Ziffer I 4

Die Kostenfreiheit beruht auf Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Kostengesetz 
(KG) i.V.m. § 4 Satzung über die Erhebung von Verwaltungs-
kosten für Amtshandlungen im eigenen Wirkungskreis der 
Landeshauptstadt München (Kostensatzung).

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht München
in 80335 München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen!

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

Hinweis:

Wer der Ziffer 1 und 2 der Allgemeinverfügung zuwiderhan-
delt, begeht eine Ordnungswidrigkeit gemäß § 24 Abs. 1 StVG 
i.V.m. § 49 Abs. 1 Nr. 28 StVO i.V.m. § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
StVO.

München, den 20. August 2024		  Georg Dunkel
		  Berufsmäßiger Stadtrat
		  Mobilitätsreferent

Anlage: Lageplan
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Tal 29
Gemarkung München 1 / Flurnrn. 2045, 2044, 2046/1, 
2044/1, 2045/1, 2046 /1. Stadtbezirk
Nutzungsänderung eines Fachmarktes für Elektroartikel 
in einen Lebensmittelmarkt (Tal 29 / Marienstr. 10)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 22.08.2024, Az. 1.1-2022-11225-21, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen, Abweichungen und Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 2036, die dem Vorhaben nicht zuge-
stimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausferti-
gung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nach-
dem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von 
mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche 
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die 
Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66  
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 224, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 22. August 2024	 Referat für Stadtplanung 		
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Maistr. 6  
Gemarkung Sektion VI; Flurnr. 10029/0; Stadtbezirk: 2
Erneuerung des Daches mit Firstanhebung, Errichtung 
von 2 Dacheinschnitten, Einbau von Dachflächenfenstern 
und 2 Gauben, Anbau eines Außenaufzuges, Umnutzung 

eines Ladens in eine Wohneinheit im EG – ÄNDERUNGS-
ANTRAG zu 1.2-2022-19521-21

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 23.08.2024, Az. 1.232-2024-7786-21, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 10002; Fl.Nr. 10028; Fl.Nr. 10030 und 
Fl.Nr. 10031, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 089/233-
25560.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 23. August 2024	 Referat für Stadtplanung 		
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission

 

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Hohenzollernstr. 43
Gemarkung Schwabing / Flurnr. 410/15 / Stadtbezirk: 4
Erweiterung bestehende Gaststätte und Umnutzung  
Garage zu Lager 

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 26.08.2024, Az. 1.1-2022-15065-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen und Nebenstimmungen erteilt.
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Den Nachbarn Fl.Nr. 410/16, Fl.Nr. 410/12, Fl.Nr. 410/13 und 
Fl.Nr. 410/14, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 26. August 2024	 Referat für Stadtplanung 
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Isabellastr. 6
Gemarkung Sektion III / Flurnr. 4833/0 / Stadtbezirk: 3
Anbau dreier Wohneinheiten an ein Wohnhaus

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 28.08.2024, Az. 1.23-2024-4723-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen, Nebenstimmungen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 4834, Fl.Nr. 4834/2 und Fl.Nr. 4835, die 
dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befin-
den, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 28. August 2024	 Referat für Stadtplanung 
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Jakob-Klar-Str. 14
Gemarkung Schwabing / Flurnr. 427/22 / Stadtbezirk: 4
Steigleiter mehrzügig mit Rückenschutz im Innenhof, 2. 
Fluchtweg für Wohnung links

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 23.08.2024, 
Az. 1.23-2024-5355-22, wurde die Baugenehmigung für das 
oben genannte Vorhaben unter Auflagen, Nebenstimmungen 
und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 427/23 und 427/21, die dem Vorhaben 
nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine 
Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. 
Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum 
von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderli-
che Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. 
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66  
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 23. August 2024	 Referat für Stadtplanung 		
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Kuglmüllerstr. 19
Gemarkung Nymphenburg / Flurnr. 262/8 / Stadtbezirk: 9
Abbruch und Neubau eines Dachgeschosses mit Errich-
tung zweier Wohnungen (2-geschossig) und energeitische 
Sanierung des Bestandsgebäudes
In der Kuglmüllerstr. 19 soll das Dachgeschoss abgetragen 
und durch ein um 90 Grad gedrehtes Dachausbau ersetz. 
Die Bestandsdachgeschosswohnung wird abgebrochen 
und durch 2 zweigeschossige Wohnungen ersetz. Der ge-
samte Neubau wird in Holzbauweise errichtet. Das Dach 
wird in Anlehnung an den Bestand ziegelgedeckt. Die 
Gaupen werden kupferfarben eingekleidet.

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 22.08.2024, Az. 1.23-2024-5845-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen, Nebenstimmungen, Abweichungen und Befreiungen 
erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 262/6, 262/11, 330/20, 330/142 und 
330/35, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß 
Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmi-
gungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenann-
ten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern 
befinden, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 22. August 2024	� Referat für Stadtplanung 		
und Bauordnung

	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Nymphenburger Str. 193
Gemarkung Neuhausen / Flurnr. 562/5 / Stadtbezirk: 9
Neubau eines Außenaufzugs in Glas an die Hoffassade, 
Rückbau der Bestandsbalkone und Neubau der Balkone 
an gleicher Stelle, Erhöhung des Dachstuhls wie Nachbar 
Fl. Nr. 562, Erweiterung DG Wohnung 7, Ausbau DG Woh-
nung 8 2-geschossig, Neubau von Balkonen straßenseitig

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 28.08.2024, Az. 1.201-2024-6721-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen, Nebenstimmungen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 562, 562 /6, 562/15, 550 und 549/9, die 
dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befin-
den, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem
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Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 28. August 2024	 Referat für Stadtplanung 
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Joergstr. 78
Gemarkung: Laim Fl.Nr.: 80/16, Stadtbezirk: 25
Nutzungsänderung
Souterrain, Einheit 1: Büro in Wohnung
Hochparterre, Einheit 5: Wohnung in Büro

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 27.08.2024, Az. 6024-1.2-2024-7060-23, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 80/17, Fl.Nr. 80/19, Fl.Nr. 80/46 sowie 
Fl.Nr. 80/48, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 226, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-23@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 25020.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-

gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 27. August 2024	 Referat für Stadtplanung 
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: St.-Cajetan-Str. 4 – 14 
Gemarkung: Sektion VIII, Flurnr. 16361/9, Stadtbezirk: 16
Ausbau von Balkonen zu Wintergärten

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 22.08.2024, Az. 6024-1.1-2023-21018-31, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Nebenstimmungen und Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art.66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Die Nachbarzustellung 
wird gemäß Art. 66 Abs. 1 Satz 4 BayBO in pflichtgemäßer Er-
messensausübung aufgrund der großen Anzahl an Nachbarn 
(mehr als 20 Miteigentümer) entsprechend Art. 66 Abs. 2 Satz 
4 BayBO durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt München ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO). Die Nach-
barn haben die Möglichkeit, entsprechend der Rechtsbehelfs-
belehrung gegen den Bescheid Klage einzulegen.

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 309, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-31@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 20549.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.
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Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 22. August 2024	 Referat für Stadtplanung 		
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Am Moosfeld 50a
Gemarkung: Trudering
Flurnr.: 85/25
Stadtbezirk: 15
Errichtung einer Terrassen-Überdachung

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 28.08.2024, Az. 6024-1.23-2024-11781-32, wur-
de die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben er-
teilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 85/30, die dem Vorhaben nicht zuge-
stimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausferti-
gung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nach-
dem sich das vorgenannte Grundstück im Eigentum von mehr 
als 20 Miteigentümern befindet, wird die erforderliche Zustel-
lung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustel-
lung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66  
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 338, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-32@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 – 24436. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 28. August 2024	 Referat für Stadtplanung 
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Matterhornstr. 26
Gemarkung: Trudering
Flurnr.: 364/5
Stadtbezirk: 15
ÄNDERUNGSANTRAG zu 1.23-2024-6245-32 Neubau  
eines Dreispänners und zwei Doppelhäusern  
mit drei Garagen und vier Carports Bezug

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 20.08.2024, Az.6024-1.231-2024-9605-32, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen/ Befreiungen erteilt.

Den umliegenden Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zuge-
stimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausferti-
gung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nach-
dem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von
mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die 
Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für  
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 338, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-32@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24436.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 28. August 2024	 Referat für Stadtplanung 
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Riemer Str. 362
Gemarkung Trudering / Flurnr. 1498/0/ Stadtbezirk: 15
Vorhaben: Neubau von 4 Mehrfamilienhäusern mit 37 
Wohnungen und einer Tiefgarage mit 37 Stellplätzen

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 20.08.2024, Az. 6024-1.2-2024-7870-32, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen/Abweichungen/Befreiungen er-
teilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die umlie-
genden Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 338, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-32@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24597.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensge-
bühr fällig.

München, 22. August 2024	 Referat für Stadtplanung 		
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Baubergerstr. 34
Gemarkung Moosach
Flurnrn. 1526/0, 1531/16, 1531/35, 1531/78, 1531/146, 
1531/148, 1531/149
Stadtbezirk: 10
Neubau eines Gebäudes mit Büro- und Gewerbenutzungen 
sowie einer Tiefgarage – mit Mobilitätskonzept

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 27.08.2024, Az. 6024-1.1-2023-24347-42, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Nebenstimmungen und einer Abweichung erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nrn. 1531/51, 1531/96, 1531/97, 1531/79, 
1531/145, 1531/147, 1526/1, 1479/5, 1480/13, 1510/0, 1531/0, 
1524/2, 1479/0, 1479/6, 1480/11, 1480/14, 1480/16 und 1480/ 
17, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß  
Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmi-
gungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenann-
ten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentü-
mern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 524, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-42@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 22230.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 27. August 2024	 Referat für Stadtplanung 		
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO 
Anwesen: Menzinger Str. 85  
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 377/0 und 378/2, 
Gemarkung Obermenzing Nutzungsänderung einer  
Lagerfläche zu einer Verkaufsfläche sowie Errichten  
von 5 oberirdischen Stellplätzen 

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.08.2024, Az. 1.1-2022-4072-43, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen/Nebenstimmungen/Abweichungen/Befreiungen erteilt. 
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Der Bauantrag vom 01.03.2022 (Eingangsdatum) nach Plan 
Nr. 2022-004072 (2 Duplikatspläne) sowie Freiflächengestal-
tungsplan und Baumbestandsplan Nr. 2022-004072 (1 Plan) 
wird hiermit als Sonderbau genehmigt. 

Den Nachbarn Fl.Nr.: Fl.Nr. 377/12, Fl.Nr. 388/9, Fl.Nr. 384/13, 
Fl.Nr. 384, Fl.Nr. 384/4, Fl.Nr. 384/22, Fl.Nr. 384/27, Fl.Nr. 
378/4, Fl.Nr. 378/5, die dem Vorhaben nicht zugestimmt ha-
ben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des 
Baugenehmigungsbescheides zuzu-stellen. Nachdem sich die 
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigen-tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt 
mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt Mün-chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO). 

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommis-sion, Blumenstraße 19, Zimmer 425, einsehen. Ver-
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-43@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 20480. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 29. August 2024	 Referat für Stadtplanung 
	 und Bauordnung 
	 HA IV - Lokalbaukommission

Bürgerversammlung
17. Stadtbezirkes – Obergiesing-Fasangarten am 
15.10.2024

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 17 - Obergiesing-
Fasangarten teile ich mit, dass am Dienstag, den 15.10.2024 
um 19.00 Uhr in der Aula des Anton-Fingerle-Zentrums, 
Schlierseestraße 47, 81539 München, die Bürgerversammlung 
des 17. Stadtbezirkes - Obergiesing-Fasangarten, stattfindet.

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Herr Bürgermeister Dominik Krause übernehmen.

München, 26.August 2024		  Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Bürgerversammlung
10. Stadtbezirkes – Moosach am 16.10.2024

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 10 – Moosach teile 
ich mit, dass am Mittwoch, den 16.10.2024 um 19.00 Uhr in 
der Aula des Schulzentrums, An der Gerastraße 6, 80993 
München, die Bürgerversammlung des 10. Stadtbezirkes – 
Moosach, stattfindet.

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Herr Bürgermeister Dominik Krause übernehmen.

München, 26. August 2024 		  Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Bürgerversammlung des
19. Stadtbezirkes – Thalkirchen-Obersendling-Forsten-
ried-Fürstenried-Solln am 17.10.2024

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 19 – Thalkirchen-
Obersendling-Forstenried- Fürstenried-Solln teile ich mit, 
dass am Donnerstag, den 17.10.2024 um 19.00 Uhr in der 
Dreifach-Sporthalle im Schulzentrum Fürstenried-West, Enga-
diner Straße 1 (Zugang über Graubündener Straße 50), 81475 
München, die Bürgerversammlung des 19. Stadtbezirkes – 
Thalkirchen-Obersendling-Forstenried-Fürstenried-Solln, 
stattfindet.

Die Leitung der Bürgerversammlung wird 
Herr Stadtrat Sebastian Weisenburger übernehmen.

München, 27. August 2024		  Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Theresienstr. 25
Gemarkung Sektion III / Flurnr. 3823/0/ Stadtbezirk: 3
Sanierung einer Tiefgarage eines Mehrfamilienhauses

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.08.2024, Az. 1.2-2024-11748-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Ne-
benstimmungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 3821, 3824, 3836, 3832, 3830, 3827 und 
3825, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß 
Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmi-
gungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenann-
ten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentü-
mern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
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kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 29. August 2024	 Referat für Stadtplanung 
	 und Bauordnung
	 HA IV - Lokalbaukommission
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Stadtkämmerei
Leitung: Christoph Frey
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
bdr.ska@muenchen.de

Direktorium
Leitung: Silvia Dichtl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
direktorium@muenchen.de

Kontakte der Stadtpolitik

Stadtspitze

Oberbürgermeister Dieter Reiter
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.ob@muenchen.de 

Bürgermeister Dominik Krause
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm2@muenchen.de

Bürgermeisterin Verena Dietl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm3@muenchen.de

Stadtrat

Fraktion Die Grünen – Rosa Liste
Rathaus, Zimmer 339
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 20, Fax 233-9 26 84
gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de

Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER
Rathaus, Zimmer 249
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 50, Fax 233-9 27 47
csu-fw-fraktion@muenchen.de 

SPD/Volt-Fraktion
Rathaus, Zimmer 150
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 27, Fax 233-2 45 77
spd-rathaus@muenchen.de 

Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 176
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 52 35, Fax 233-2 81 08
dielinke-diepartei@muenchen.de

FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 218
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 45, Fax 233-2 04 36
fdpbayernpartei@muenchen.de

Fraktion ÖDP/München-Liste
Rathaus, Zimmer 118
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 69 22
oedp-ml-fraktion@muenchen.de 

AfD
Rathaus
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 30 64 75 68
info@afd-stadtrat-muenchen.de

Nichtamtlicher Teil

Kontakte der Referate und des Direktoriums

Baureferat
Leitung: Dr.-Ing. Jeanne-Marie Ehbauer
Friedenstraße 40, 81671 München
baureferat@muenchen.de

Gesundheitsreferat
Leitung: Beatrix Zurek
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.gsr@muenchen.de

Kommunalreferat
Leitung: Jacqueline Charlier
Denisstraße 2, 80335 München 
kommunalreferat@muenchen.de

Kreisverwaltungsreferat
Leitung: Dr. Hanna Sammüller-Gradl
Ruppertstraße 19, 80466 München
kreisverwaltungsreferat@muenchen.de

Kulturreferat
Leitung: Anton Biebl
Burgstraße 4, 80331 München
kulturreferat@muenchen.de

Mobilitätsreferat
Leitung: Georg Dunkel
Implerstraße 7-9, 81371 München
mobilitaetsreferat@muenchen.de

Personal- und Organisationsreferat
Leitung: Andreas Mickisch
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
personal@muenchen.de

Referat für Arbeit und Wirtschaft
Leitung: Clemens Baumgärtner
Herzog-Wilhelm-Straße 15, 80331 München
wirtschaft@muenchen.de 

Referat für Klima- und Umweltschutz
Leitung: Christine Kugler
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.rku@muenchen.de

Referat für Stadtplanung und Bauordnung
Leitung: Prof. Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk
Blumenstraße 28b, 80331 München
s.plan@muenchen.de

Referat für Bildung und Sport
Leitung: Florian Kraus
Bayerstraße 28, 80335 München
bildung-und-sport@muenchen.de

IT-Referat
Leitung: Dr. Laura Dornheim
Agnes-Pockels-Bogen 21, 80992 München
rit@muenchen.de

Sozialreferat
Leitung: Dorothee Schiwy
Orleansplatz 11, 81667 München
sozialreferat@muenchen.de
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Bezirksausschuss-Geschäftsstellen

Stadtbezirke 1 Altstadt – Lehel, 2 Ludwigsvorstadt – Isarvor-
stadt, 3 Maxvorstadt, 4 Schwabing-West, 12 Schwabing – 
Freimann
BA-Geschäftsstelle Mitte
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233 - 21311, - 21322, - 21333, - 21334, - 21255, 
Fax: 233 - 21370
bag-mitte.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 6 Sendling, 7 Sendling – Westpark,
8 Schwanthalerhöhe, 18 Untergiesing – Harlaching, 19 Thal
kirchen – Obersendling – Forstenried – Fürstenried – Solln 
BA-Geschäftsstelle Süd
Meindlstraße 14, 81373 München
Tel: 233-3 38 80, -1, -2, -3, -9, Fax 233-3 38 85
bag-sued.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 20 Hadern, 21 Pasing – Obermenzing, 22 Aubing 
– Lochhausen – Langwied, 23 Allach – Untermenzing, 25 Laim
BA-Geschäftsstelle West
Bürgerzentrum Rathaus Pasing Landsberger Straße 486, 
81241 München
Tel. 233-3 72 -24, -30, 233- 3 73 5 -2, -3, -4, 233- 3 74 15,
Fax 233-3 73 56
bag-west.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 9 Neuhausen – Nymphenburg, 10 Moosach, 
11 Milbertshofen – Am Hart, 24 Feldmoching – Hasenbergl
BA-Geschäftsstelle Nord
Hanauer Str. 1, 80992 München
Tel. 233-28562, 28067, 28429
bag-nord.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 5 Au – Haidhausen, 13 Bogenhausen, 14 Berg 
am Laim, 15 Trudering – Riem, 16 Ramersdorf – Perlach, 
17 Obergiesing – Fasangarten 
BA-Geschäftsstelle Ost
Friedenstraße 40, 81660 München
Tel. 233-61 48 -0, -1, -2, -3, -4, -6, 233-6 14 90,
Fax 233-6 14 85
bag-ost.dir@muenchen.de  

Zentrale Informationsquellen der Stadt München 

Internetangebot
muenchen.de/rathaus – unter dieser Adresse finden interes-
sierte Bürgerinnen und Bürger alle Leistungen, Angebote, 
Ämter und Behörden der Stadtverwaltung im Internet.
Unter dem Begriff „Dienstleistungsfinder“ gibt es auch einen 
Online-Service für die am meisten nachgefragten Leistungen 
der städtischen Behörden. Hier erhält man Informationen zu 
Adressen, Erreichbarkeit, Antragsformularen, Hinweise zu be-
nötigten Unterlagen und Gebühren. Die direkte Adresse lautet 
muenchen.de/dienstleistungsfinder

Online-Services der Stadtverwaltung
Über 100 Dienstleistungen, die Sie bereits online erledigen 
können, finden Sie auch unter muenchen.de/onlineservices

Die Behördennummer 115
Mit einer leicht zu merkenden Rufnummer erhalten Bürgerin-
nen und Bürger einen direkten Draht zur Verwaltung. Wird 
eine Frage wie z.B. zum Wohnsitz anmelden, Ausweis bean-
tragen oder Fahrzeug ummelden, gestellt, beantworten die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Service Centers der 
Landeshauptstadt München gerne Ihre Anliegen. Die 115 ist 
von Montag bis Freitag von 8 bis 18 Uhr erreichbar.

Stadt-Information im Rathaus
In der Stadt-Information im Rathaus erhalten Sie Prospekte, 
Informationsmaterial und Formulare zu unterschiedlichen The-
men. Die Mitarbeiter*innen stehen mit Rat und Hilfeleistung zur 
Verfügung. Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 10 bis 18 Uhr, 
Samstag 10 bis 16 Uhr. Telefon 22 23 24 oder Mail an  
stadtinformation@muenchen.de

Rathaus Umschau
Die Rathaus Umschau ist der offizielle Pressedienst der  
Stadt München. Sie erscheint jeden Werktag ab 12 Uhr unter  
ru.muenchen.de und kann als Mail-Newsletter sowie als 
Push-Nachricht abonniert werden unter muenchen.de/ru-abo

Weitere Newsletter der Stadt München sowie von 
muenchen.de sind zu finden unter muenchen.de/newsletter

Ratsinformationssystem
Was macht der Münchner Stadtrat? Darüber informiert Sie 
RIS, das RatsInformationsSystem der Stadt München. RIS 
stellt unter der Adresse risi.muenchen.de Ihnen die Anträge, 
Anfragen sowie die öffentlichen Vorlagen und Beschlüsse zur 
Verfügung, mit denen sich der Münchner Stadtrat befasst.

Vollversammlungen des Stadtrats live im Internet
Unter der Adresse muenchen.de/stadtrat-live können Interes-
sierte die Vollversammlungen des Stadtrats live im Internet 
mitverfolgen. Auf der Seite finden sich auch die Links zur je-
weiligen Tagesordnung sowie zu den Sitzungsprotokollen.

Stellenausschreibungen der Stadt München
Informationen zur Stadt München als Arbeitgeberin sowie zu 
Stellenausschreibungen der Landeshauptstadt finden Sie  
unter muenchen.de/karriere

„Die Stadt informiert“
Wissenswertes zu aktuellen Themen der Stadt finden Sie  
unter stadtinfo.muenchen.de

Das „Münchner Stadtrecht“
Eine Sammlung der vom Stadtrat der Landeshauptstadt  
München erlassenen Satzungen und Verordnungen ist zu  
finden unter muenchen.de/stadtrecht

Elektronische Vergabeplattform der Stadt München
Seit 2018 werden EU-Ausschreibungen der Landeshauptstadt 
München nur noch elektronisch über die eVergabe-Plattform 
unter vergabe.muenchen.de veröffentlicht inklusive der ge-
samten Kommunikation mit Ihnen. Weitere Informationen un-
ter muenchen.de/ausschreibungen

Kartendienst der Münchner Stadtverwaltung
München GeoPortal ist die zentrale Plattform für Themenkarten 
der Stadt München. Hier finden Sie u.a. den Amtlichen Stadt-
plan, die Bebauungspläne oder den Radlstadtplan. Neben den 
interaktiven Karten finden Sie zu den jeweiligen Themen auch 
Internetseiten mit weiterführenden Informationen.  
GeoPortal München ist erreichbar unter geoportal.muenchen.de 

Social Media Register
Eine Auflistung des Angebots der Stadt München und ihrer 
Einrichtungen im Bereich Social Media finden Sie unter 
muenchen.de/social-media-register 
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